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Artikel 1¹)

Änderung des Hessischen Besoldungs-
gesetzes

Das Hessische Besoldungsgesetz vom 
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 256, 508), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 15. Novem-
ber 2021 (GVBl. S. 718, 720), wird wie folgt 
geändert:

1.  § 16 Abs. 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

„(2) Ab 1. August 2022 erhöhen sich um 
2,2 Prozent

1. die Grundgehaltssätze,

2. der Familienzuschlag,

3. die Amtszulagen,

4.  die allgemeine Stellenzulage nach der 
Vorbemerkung Nr. 13 der Anlage I und

5.  in den Fällen des § 71 die Monatsbeträ-
ge der Anlage 1 des Hessischen Besol-
dungs- und Versorgungsüberleitungs-
gesetzes vom 27. Mai 2013 (GVBl.  
S. 218, 346, 508), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19. Juni 2019 (GVBl. 
S. 110).

(3) Ab 1. August 2022 erhöhen sich die 
Anwärtergrundbeträge um 2,2 Prozent.“

2.  In der Anlage I Besoldungsordnungen A 
und B wird Nr. 8 wie folgt geändert:

a) Satz 1 bis 3 werden Abs. 1.

b)  Dem Wortlaut wird die Absatzbezeich-
nung „(1)“ vorangestellt.

c)  Nach dem bisherigen Satz 3 wird als 
Abs. 2 angefügt: 

„(2) Beamtinnen und Beamte des 

im mittleren Justizdienst erhalten eine 
Stellenzulage nach Anlage VII.“

3.  Die Anlage VII erhält ab dem 1. Januar 
2022 die aus Anhang 1 ersichtliche Fas-
sung. Die Anlagen IV bis VIII erhalten ab 
dem 1. August 2022 die aus den Anhän-
gen 2 bis 6 ersichtliche Fassung.

Artikel 2²)

Änderung des Hessischen Besoldungs-
gesetzes für das Jahr 2023

Das Hessische Besoldungsgesetz vom 
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 256, 508), zu-
letzt geändert durch Art. 1, wird wie folgt ge-
ändert:

1.  § 16 Abs. 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„(2) Ab 1. August 2023 erhöhen sich um 
1,89 Prozent

1. die Grundgehaltssätze,

2. der Familienzuschlag,

3. die Amtszulagen,

4.  die allgemeine Stellenzulage nach der 
Vorbemerkung Nr. 13 der Anlage I und

5.  in den Fällen des § 71 die Monatsbeträ-
ge der Anlage 1 des Hessischen Besol-
dungs- und Versorgungsüberleitungs-
gesetzes vom 27. Mai 2013 (GVBl.  
S. 218, 346, 508), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 8. Dezember 2021 
(GVBl. S. 871).

(3) Ab 1. August 2023 erhöhen sich die An-
wärtergrundbeträge um 1,89 Prozent.“

2.  Die Anlagen IV bis VIII erhalten ab dem  
1. August 2023 die aus den Anhängen 7 
bis 11 ersichtliche Fassung.

Artikel 3³)

Änderung des Hessischen Besoldungs- 
und Versorgungsüberleitungsgesetzes

Die Anlage 1 des Hessischen Besol-
dungs- und Versorgungsüberleitungsgeset-
zes vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 346, 
508), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19. Juni 2019 (GVBl. S. 110), erhält ab dem 
1. August 2022 die aus Anhang 12 ersicht-
liche Fassung.

Änderung des Hessischen Besoldungs- 
und Versorgungsüberleitungsgesetzes 

für das Jahr 2023

Die Anlage 1 des Hessischen Besol-
dungs- und Versorgungsüberleitungsgeset-
zes vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 346, 
508), zuletzt geändert durch Art. 3, erhält ab 
dem 1. August 2023 die aus Anhang 13 er-
sichtliche Fassung.

Hessisches Versorgungsanpassungsge-
setz 2022/2023 (HVAnpG 2022/2023)

§ 1

Anpassung der Versorgung

Bei den versorgungsberechtigten Perso-
nen im Anwendungsbereich des Hessischen 
Beamtenversorgungsgesetzes vom 27. Mai 
2013 (GVBl. S. 218, 312), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 8. Dezember 2021 (GVBl. 
S. 871), gelten die Erhöhungen nach § 16 
Abs. 2 und § 75 des Hessischen Besol-
dungsgesetzes vom 27. März 2013 (GVBl. 
218, 256, 508), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 8. Dezember 2021 (GVBl. S. 871), 
für die dort genannten Bezügebestandteile 
entsprechend, sofern sie Grundlage der Ver-
sorgung sind. Die Erhöhungen nach Satz 1 
gelten entsprechend für andere versorgungs-

¹) Ändert FFN 323-153
²) Ändert FFN 323-153
³) Ändert FFN 323-154
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wirksame Bezügebestandteile, soweit für 
diese die Teilnahme an den regelmäßigen 
Bezügeanpassungen nicht eingeschränkt 
oder ausgeschlossen ist.

§ 2

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2022 in 
Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2023 außer Kraft.

Änderung des Hessischen Beamtenver-
sorgungsgesetzes

Das Hessische Beamtenversorgungsge-
setz vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 312), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. No-
vember 2021 (GVBl. S. 718), wird wie folgt 
geändert:

1. § 40 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 2 wird die Tabelle durch fol-
gende Tabelle ersetzt: 

20 133 Euro

25 und 30 159 Euro

35 und 40 217 Euro

45 und 50 289 Euro

55 und 60 368 Euro

65 und 70 510 Euro

75 und 80 616 Euro

85 und 90 740 Euro

95 und 100 829 Euro

bb)  In Satz 3 wird die Tabelle durch fol-
gende Tabelle ersetzt:

von 50 bis 65 um 33 Euro

von 70 bis 85 um 40 Euro

von mindestens 90 um 49 Euro

b)  In Abs. 2 Satz 1 wird die Tabelle durch 
folgende Tabelle ersetzt:

Stufe I 96 Euro

Stufe II 197 Euro

Stufe III 294 Euro

Stufe IV 393 Euro

Stufe V 490 Euro

Stufe VI 591 Euro

2.  § 56 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 wird die Angabe „95,75“ durch 
„97,86“ und die Angabe „101,73“ durch 
„103,97“ ersetzt.

b)  In Satz 2 wird die Angabe „5,98“ durch 
„6,11“ und die Angabe „11,98“ durch 
„12,24“ ersetzt.

c)  In Satz 3 wird die Angabe „60“ durch 
„61“ ersetzt.

3.  In § 57 Abs. 4 Satz 2 wird das Wort „sowie“ 
durch ein Komma und der Punkt durch die 
Angabe „sowie Leistungen, die nach § 3 
Nr. 11a des Einkommensteuergesetzes 
steuerfrei sind.“ ersetzt.

Änderung des Hessischen Beamtenver-
sorgungsgesetzes zum 1. August 2023

Das Hessische Beamtenversorgungs-
gesetzes vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 
312), zuletzt geändert durch Art. 6, wird wie 
folgt geändert:

1. § 40 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 2 wird die Tabelle durch fol-
gende Tabelle ersetzt:

20 136 Euro

25 und 30 162 Euro

35 und 40 221 Euro

45 und 50 294 Euro

55 und 60 375 Euro

65 und 70 520 Euro

75 und 80 628 Euro

85 und 90 754 Euro

95 und 100 845 Euro

bb)  In Satz 3 wird die Tabelle durch fol-
gende Tabelle ersetzt:

von 50 bis 65 um 34 Euro

von 70 bis 85 um 41 Euro

von mindestens 90 um 50 Euro

b)  In Abs. 2 Satz 1 wird die Tabelle durch 
folgende Tabelle ersetzt:

Stufe I 98 Euro

Stufe II 201 Euro

Stufe III 300 Euro

Stufe IV 400 Euro

Stufe V 499 Euro

Stufe VI 602 Euro
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(3) Für Berechtigte nach § 1 Abs. 2  
Nr. 2 beträgt die Corona-Sonderzahlung in 
den Fällen des Abs. 1 und 2 jeweils 250 Euro.

§ 3

Teilzeit- und Konkurrenzregelungen

(1) Teilzeitbeschäftige erhalten die Coro-
na-Sonderzahlung entsprechend dem Ver-
hältnis der ermäßigten zur regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit. § 6 Abs. 1 des 
Hessischen Besoldungsgesetzes gilt ent-
sprechend. In den Fällen des § 2 Abs. 1 sind 
die Verhältnisse am 15. Oktober 2021 und in 
den Fällen des § 2 Abs. 2 die Verhältnisse am 
15. Januar 2022 maßgebend.

(2) Der Anspruch richtet sich gegen den 
Dienstherrn, der die Bezüge zu dem Stichtag 
zu zahlen hat.

(3) Die Corona-Sonderzahlung bleibt bei 
der Berechnung sonstiger Besoldungsleis-
tungen unberücksichtigt.

§ 4

Zahlungszeitpunkt

Die Corona-Sonderzahlungen nach § 2 
werden mit den Bezügen für den Monat Feb-
ruar 2022 ausgezahlt.

§ 5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2022 außer Kraft.

Änderung des Hessischen Kommunal-
wahlgesetzes

§ 68a des Hessischen Kommunalwahlge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 197), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 11. Dezember 
2020 (GVBl. S. 915), wird wie folgt gefasst:

„§ 68a

Übergangsvorschrift für die Durchführung 
von Direkt- und Wiederholungswahlen im 

Zuge der Corona-Pandemie

(1) Für Direktwahlen, deren Wahltag vor 
-

kannt gemacht worden ist, müssen Wahlvor-
schläge abweichend von § 45 Abs. 3 Satz 2 in 
den in dieser Vorschrift genannten Fällen nur 
zusätzlich von mindestens so vielen Wahlbe-
rechtigten persönlich und handschriftlich un-
terzeichnet sein, wie die Vertretungskörper-
schaft der Gemeinde oder des Landkreises 
von Gesetzes wegen Vertreter hat.

(2) Für Wiederholungswahlen im ganzen 
Wahlkreis, deren Wahltag vor dem 1. April 

-
macht worden ist, müssen Wahlvorschläge 
abweichend von § 11 Abs. 4 Satz 1 in den 
in dieser Vorschrift genannten Fällen nur 
zusätzlich von mindestens so vielen Wahl-
berechtigten persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein, wie Vertreter zu wählen 
sind.“

2. § 56 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 1 wird die Angabe „97,86“ durch 
„99,71“ und die Angabe „103,97“ durch 
„105,94“ ersetzt.

b)  In Satz 2 wird die Angabe „6,11“ durch 
„6,23“ und die Angabe „12,24“ durch 
„12,47“ ersetzt.

c)  In Satz 3 wird die Angabe „61“ durch 
„62“ ersetzt.

Hessisches Gesetz über die Gewährung 
einer Corona-Sonderzahlung im Jahr 

2022 aus Anlass der COVID-19-Pandemie 
(Hessisches Corona-Sonderzahlungs- 

gesetz - HCorSZG)

§ 1

Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Gewährung 
einer Sonderzahlung zur Abmilderung der 
zusätzlichen Belastung durch die COVID-
19-Pandemie (Corona-Sonderzahlung).

(2) Die Corona-Sonderzahlung nach die-
sem Gesetz erhalten:

1.  Beamtinnen und Beamte sowie Richterin-
nen und Richter im Geltungsbereich des 
Hessischen Beamtengesetzes mit Aus-
nahme der Ehrenbeamtinnen und Ehren-
beamten sowie der ehrenamtlichen Rich-
terinnen und Richter sowie

2.  Empfängerinnen und Empfänger von An-
wärterbezügen.

-
lich-rechtlichen Religionsgemeinschaften 
und ihre Verbände.

§ 2

Höhe und Voraussetzungen für die Entste-
hung des Anspruchs

(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 er-
halten eine Corona-Sonderzahlung in Höhe 
von 500 Euro, wenn

a)  am 15. Oktober 2021 ein Dienstverhältnis 
und

b)  mindestens an einem Tag zwischen dem 
1. Januar 2021 und dem 31. Oktober 2021 
ein Anspruch auf laufende Bezüge aus 
diesem Dienstverhältnis

bestand.

(2) Berechtigte nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 er-
halten eine weitere Corona-Sonderzahlung 
in Höhe von 500 Euro, wenn

a)  am 15. Januar 2022 ein Dienstverhältnis 
und

b)  an mindestens einem Tag zwischen dem 
1. Januar 2021 und dem 15. Januar 2022 
ein Anspruch auf laufende Bezüge aus 
diesem Dienstverhältnis

bestand.
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Artikel 1213)

Änderung der Hessischen Polizeimehr-
arbeitsvergütungsverordnung für das 

Jahr 2023

In § 5 Abs. 1 der Hessischen Polizeimehr-
arbeitsvergütungsverordnung vom 6. Juli 
2016 (GVBl. S. 125), zuletzt geändert durch  
Art. 11, wird die Angabe „16,09“ durch „16,39“, 
die Angabe „22,09“ durch „22,51“ und die An-
gabe „30,45“ durch „31,03“ ersetzt.

Artikel 910)

Änderung der Hessischen Mehrarbeits-
vergütungsverordnung

§ 4 der Hessischen Mehrarbeitsvergü-
tungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. Dezember 1998 
(BGBl. I S. 3494) in der am 31. August 2006 
geltenden Fassung, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 19. Juni 2019 (GVBl. S. 110), 
wird wie folgt geändert:

1.  In Abs. 1 wird die Angabe „13,35“ durch 
„13,64“, die Angabe „15,74“ durch „16,09“, 
die Angabe „21,61“ durch „22,09“ und die 
Angabe „29,79“ durch „30,45“ ersetzt.

2.  Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)  In Nr. 1 wird die Angabe „20,13“ durch 
„20,57“,

b)  in Nr. 2 wird die Angabe „24,93“ durch 
„25,48“,

c)  in Nr. 3 wird die Angabe „29,59“ durch 
„30,24“,

d)  in Nr. 4 und 5 wird die Angabe „34,56“ 
durch „35,32“

ersetzt.

Artikel 1011)

Änderung der Hessischen Mehrarbeits-
vergütungsverordnung für das Jahr 2023

§ 4 der Hessischen Mehrarbeitsvergü-
tungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. Dezember 1998 
(BGBl. I S. 3494) in der am 31. August 2006 
geltenden Fassung, zuletzt geändert durch 
Art. 9, wird wie folgt geändert:

1.  In Abs. 1 wird die Angabe „13,64“ durch 
„13,90“, die Angabe „16,09“ durch „16,39“, 
die Angabe „22,09“ durch „22,51“ und die 
Angabe „30,45“ durch „31,03“ ersetzt.

2.  Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)  In Nr. 1 wird die Angabe „20,57“ durch 
„20,96“,

b)  in Nr. 2 wird die Angabe „25,48“ durch 
„25,96“,

c)  in Nr. 3 wird die Angabe „30,24“ durch 
„30,81“,

d)  in Nr. 4 und 5 wird die Angabe „35,32“ 
durch „35,99“

ersetzt.

Artikel 1112)

Änderung der Hessischen Polizeimehr-
arbeitsvergütungsverordnung

In § 5 Abs. 1 der Hessischen Polizeimehr-
arbeitsvergütungsverordnung vom 6. Juli 
2016 (GVBl. S. 125), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 16. Dezember 2020 (GVBl. 
2021 S. 10), wird die Angabe „15,74“ durch 
„16,09“, die Angabe „21,61“ durch „22,09“ 
und die Angabe „29,79“ durch „30,45“ ersetzt.

10) Ändert FFN 323-159
11) Ändert FFN 323-159
12) Ändert FFN 353-165
13) Ändert FFN 353-165
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Artikel 14

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver-
kündung in Kraft. Abweichend von Satz 1 
treten

1. Art. 1 Nr. 2 am 1. Januar 2022,

2.  Art. 1 Nr. 1, Art. 3, Art. 6 Nr. 1 und 2, Art. 9 
und 11 am 1. August 2022,

3. Art. 2, 4, 7, 10 und 12 am 1. August 2023

in Kraft.

Artikel 13

Zuständigkeitsvorbehalt

Soweit durch dieses Gesetz Rechtsver-
ordnungen geändert werden, bleibt die Be-
fugnis der zuständigen Stellen, die Verord-
nungen künftig zu ändern oder aufzuheben, 
unberührt.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 8. Dezember 2021

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r 
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B e u t h
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